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Vorwort

Das vorliegende Buch dient in erster Linie der Vermittlung des eingriffs-
rechtlichen Grundlagenwissens für den Freistaat Sachsen. Es behandelt 
daher jene Standardmaßnahmen, die die Polizei im Rahmen des ersten 
Angriffs regelmäßig ergreift und die jeder Polizeibeamte kennen muss. 
Spezielle Themen wie bspw. Verkehrs-, Versammlungs-, Aufenthalts- oder 
Waffenrecht oder besondere Ermittlungsbefugnisse wie bspw. die moleku-
largenetische Untersuchung sind hingegen nicht Gegenstand der Darstel-
lung, weil insoweit auf die reichhaltige vorhandene Literatur verwiesen 
werden kann. Als Einführungswerk richtet es sich insbesondere an die 
Auszubildenden bzw. Studierenden des mittleren bzw. gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes sowie an Studierende der Rechtswissenschaften. Es ist 
praxisorientiert, soll aber auch wissenschaftlichen Ansprüchen genügen 
und den Einstieg in die vertiefte Beschäftigung mit dem Eingriffsrecht er-
möglichen, indem es im Anmerkungsapparat weiterführende Literatur 
nachweist und zu fachlichen Kontroversen Stellung nimmt. Damit dürfte 
sich das Buch u. a. auch als Hilfsmittel für eingriffsrechtliche Hausarbei-
ten eignen. Gegenstand des gefahrenabwehrrechtlichen Teils ist das Säch-
sische Polizeivollzugsdienstgesetz. Bezugnahmen auf Lehrbücher oder 
Kommentierungen zu Polizeigesetzen anderer Länder oder des Bundes 
sind sinngemäß gemeint; soweit landes- bzw. bundesrechtliche Besonder-
heiten bestehen, wird darauf hingewiesen.

Herzlich danken möchte ich dem Boorberg-Verlag für die Aufnahme des 
Buches in sein Verlagsprogramm sowie für die angenehme und zuverläs-
sige Zusammenarbeit.

Hinweise, Anregungen und Verbesserungsvorschläge sind ausdrücklich 
erbeten. Zuvor aber wünsche ich den Lesern dieses Buches viel Freude 
und Erfolg bei der Arbeit mit den Grundlagen des Eingriffsrechts.

Viktor Nerlich
Berlin, im November 2024
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Kapitel 1�	� Grundlagen des Eingriffsrechts

I. �	�Begriff und Bedeutung des Eingriffsrechts

1.�	� Recht und Rechtsordnung

„Recht“ ist der Oberbegriff für ein System von Regeln zur Ordnung des 
menschlichen Zusammenlebens, dessen prägendes Merkmal darin be-
steht, dass es notfalls zwangsweise durch staatliche Organe durchgesetzt 
werden kann. Darin unterscheidet sich das Recht von anderen Ordnungs-
systemen, die ebenfalls berechenbares wie verlässliches Verhalten herbei-
führen wollen und die jeder einzelne aus der Familie oder aus sozialen 
Gruppen kennt, nämlich Moral und Sitten bzw. Gebräuche.1 Das Recht 
ergibt sich aus einer Vielzahl von Normen, den sogen. Rechtsquellen:2

Übersicht 1�: Überblick über die Rechtsordnung

1	 Näher hierzu Hilgendorf, dtv-Atlas Recht, Bd. 1, S. 17 ff.; Möllers, Stichwort: Recht, in: 
WdP, S. 1816 f.

2	 Zu den Einzelheiten instruktiv Hilgendorf, dtv-Atlas Recht, Bd. 1, S. 11 ff.
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Kapitel 1  Grundlagen des Eingriffsrechts

Die Normen des geschriebenen Rechts stehen in einer besonderen Hierar-
chie zueinander, die aus der obigen Übersicht hervorgeht. Danach genießt 
das Recht, das von Organen der Europäischen Union erlassen wird, An-
wendungsvorrang gegenüber dem Recht der Mitgliedsstaaten. Innerhalb 
Deutschlands haben die Normen des Bundes gegenüber jenen der Länder 
Geltungsvorrang (Art. 31 GG). Zwischen dem Grundgesetz und den förm-
lichen Bundesgesetzen stehen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts, 
die aus dem Völkergewohnheitsrecht und den allgemein anerkannten 
Rechtsgrundsätzen des Völkerrechts bestehen (Art. 25 GG).3 Sie spielen 
im Eingriffsrecht insbesondere dann eine Rolle, wenn die Polizei es mit 
Diplomaten oder ausländischen Gesandten oder mit Beschuldigten zu tun 
hat, die eine ausländische Staatsangehörigkeit haben.

Die Gesamtheit des Rechts wird Rechtsordnung genannt, die sich in das 
öffentliche Recht einerseits und in das Privatrecht (Zivilrecht) anderer-
seits teilt. Das öffentliche Recht regelt die Rechtsbeziehungen des einzel-
nen zum Staat und den übrigen Trägern öffentlicher (hoheitlicher) Gewalt 
sowie das Verhältnis der einzelnen Hoheitsträger untereinander. Wichti-
ge Beispiele für das öffentliche Recht sind das Staatsrecht und das Ver-
waltungsrecht, zu dem u. a. das Beamtenrecht, das Polizeirecht oder das 
Steuerrecht zählen. Auch das Strafrecht und alle Prozessrechte, wie z. B. 
die Verwaltungsgerichts- oder Strafprozessordnung, zählen hierzu. Prä-
gendes, wenn auch nicht ausschließliches Kennzeichen des öffentlichen 
Rechts ist das zwischen dem Bürger und dem Staat bestehende Über- und 
Unterordnungsverhältnis, das in den Befugnissen der Polizei besonders 
anschaulich zum Ausdruck kommt. Das Privatrecht regelt demgegenüber 
Rechtsbeziehungen auf der Ebene der Gleichordnung. Hier gibt es grund-
sätzlich keine Über- und Unterordnung.4 Auch das Privatrecht ist vielfäl-
tig gegliedert: Das allgemeine Privatrecht, das auch bürgerliches Recht 
genannt wird, gilt für jedermann. Es ist zu weiten Teilen im Bürgerlichen 
Gesetzbuch geregelt und bildet die Grundlage für „das tägliche Leben“ 
des Einzelnen, z. B. Vertragsrecht, Familienrecht, Erbrecht oder Eigentum 
und Besitz. Sonderprivatrechte gelten hingegen nur für bestimmte Berei-
che und deren Angehörige, so z. B. das Arbeitsrecht, das die Rechtsbezie-
hungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern regelt, oder das Han-
delsrecht als das Recht der Kaufleute und Handelsgeschäfte.5

3	 Näher Jarass, in: Jarass/Pieroth, Art. 25 GG Rn. 7 ff.
4	 Wichtige Ausnahmen sind aber z. B. das Eltern-Kind-Verhältnis oder die Direktionsbe-

fugnis des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer.
5	 Zusammenfassender Überblick bei Hilgendorf, dtv-Atlas Recht, Bd. 1, S. 82 f.
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2.�	� Eingriffsrecht

2.1�	� Definition und Inhalt des Eingriffsrechts

„Eingriffsrecht“ ist die Summe aller Rechtsnormen, die die Aufgaben und 
Befugnisse der Polizei zum Einschreiten gegenüber dem Bürger beinhalten. 
Eingriffsrecht ist kein eigenes rechtswissenschaftliches Fachgebiet wie bspw. 
Verfassungs-, Verwaltungs- oder Strafrecht, sondern die Bezeichnung für 
ein Lehrfach, das aus den Bedürfnissen des Unterrichts für Polizeianwärter 
entstanden ist und rechtsgebietsübergreifend die Aufgaben und Eingriffsbe
fugnisse der Polizei „unter einem Dach“ zusammenfasst. Aus didaktisch-
praktischen Gründen ist das verständlich und sinnvoll. Es darf aber nicht 
übersehen werden, dass die Teilgebiete des Eingriffsrechts insbesondere in 
verschiedenen Bereichen der Rechtswissenschaft angesiedelt sind, auf unter-
schiedlichen Gesetzgebungskompetenzen beruhen und jeweils anderen 
Rechtswegen folgen.6 In ihrer täglichen Arbeit muss sich die Polizei deshalb 
jederzeit vergegenwärtigen, auf welcher gesetzlichen Grundlage ihre jeweili-
ge Maßnahme beruht bzw. welchem Ziel ihr Handeln dient: Prävention oder 
Repression, d. h. Gefahrenabwehr oder Verfolgung von Straftaten bzw. Ord-
nungswidrigkeiten.7 Zwar haben viele Eingriffe aus dem Polizei- und Straf-
verfahrensrecht die gleiche Bezeichnung; ihre Voraussetzungen folgen aber 
unterschiedlichen Normen mit verschiedenen Tatbestandsmerkmalen (vgl. 
z. B. § 15 SächsPVDG mit § 163b StPO). Für manche Eingriffe gibt es Rechts-
grundlagen zudem nur im Polizeivollzugsdienstgesetz (z. B. die Wohnungs-
verweisung gemäß § 19 SächsPVDG oder die Aufenthaltsanordnung gemäß
§ 21 SächsPVDG). Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit einer polizeilichen 
Maßnahme kommt es daher darauf an, ob sie zu Zwecken der Gefahrenab-
wehr oder zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten erfolgt.

2.2�	� „Polizei“

Der Begriff „Polizei“ hat verschiedene Bedeutungen: Zunächst ist damit 
eine bestimmte staatliche Tätigkeit gemeint: die Abwehr und Beseitigung 
von Gefahren oder Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
(Gefahrenabwehr). Man spricht auch von Polizei im materiellen Sinne, 
ohne dass damit gesagt wird, wer diese Tätigkeit ausübt. In diesem Lehr-
buch meint der Begriff „Polizei“ stets den Polizeivollzugsdienst mit seinen 
Bediensteten, die die Aufgaben des Polizeivollzugs wahrnehmen (vgl. § 1 
Satz 2 SächsPVDG) (Polizei im institutionellen/organisatorischen Sinne).8 

6	 Zum Ganzen Bialon/Springer, Eingriffsrecht, vor Kap. 1 Rn. 1; Borsdorff, Stichwort: Ein-
griffsrecht, in: WdP, S. 628 f.

7	 In diesem Sinne auch Bialon/Springer, Eingriffsrecht, vor Kap. 1 Rn. 1.
8	 Zum Ganzen grundlegend Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 1 ff.
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Diese ergeben sich aus § 2 SächsPVDG und umfassen viel mehr als nur die 
Gefahrenabwehr. Der Begriff der Polizei im institutionellen Sinne und je-
ner der Polizei im materiellen Sinne sind also nur teilweise deckungs-
gleich. Hinzu kommt, dass nicht nur der Polizeivollzugsdienst die Aufga-
be hat, Gefahren abzuwehren. Er steht insoweit in „Konkurrenz“ mit den 
Polizeibehörden, die gemäß § 2 SächsPBG ebenfalls für die Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zuständig sind – und 
zwar grundsätzlich sogar vorrangig.9

2.3�	� Strafverfahrensrecht und Ordnungswidrigkeitenrecht

Strafverfahrens- bzw. Strafprozessrecht ist der Inbegriff derjenigen Normen, 
die dazu dienen, in einem rechtlich geordneten Verfahren zu ermitteln, ob 
eine strafbare Handlung vorliegt, und  – falls dem so ist  – eine strafbare 
Handlung zu ahnden. Es dient der Durchsetzung des materiellen Strafrechts 
und ermöglicht der Idee nach, den durch die Straftat gestörten Rechtsfrieden 
wiederherzustellen. Zugleich zieht es den Strafverfolgungsbehörden und da-
mit auch der Polizei Grenzen hinsichtlich ihrer Eingriffsrechte, da Straftaten 
nur auf rechtsstaatlichem Wege und nicht um jeden Preis aufgeklärt und 
verfolgt werden sollen.10 Beteiligte des Strafverfahrens sind
–	 das Subjekt des Verfahrens, also der Verdächtige, Beschuldigte, Ange-

schuldigte bzw. Angeklagte;
–	 die Verteidigung, die regelmäßig von Rechtsanwälten als Wahl- oder 

Pflichtverteidiger übernommen wird;
–	 die Anklagebehörde, d. h. die Staatsanwaltschaft oder Amtsanwaltschaft;
–	 die Polizei;
–	 das Gericht und zwar als Organ der Gerichtsverhandlung selbst sowie 

als Ermittlungs- bzw. Untersuchungsrichter;
–	 Verletzte; Zeugen; Sachverständige.

Anders als beim Polizeirecht, dessen Ziel die Verhinderung und Beseiti-
gung von Gefahren für polizeiliche Schutzgüter (also u. a. auch die Verhü-
tung und Beendigung von Straftaten) ist, geht es dem Strafverfahrensrecht 
um die Aufklärung und Ahndung begangener Straftaten. Ähnlich liegt es 
auch beim Ordnungswidrigkeitenrecht, das starke Bezüge zum Strafpro-
zessrecht aufweist, indem sich die Verfahrensnormen und Eingriffsbefug-
nisse zur Aufklärung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten grund-
sätzlich aus der Strafprozessordnung ergeben (§ 46 Abs. 1; § 46 Abs. 2; § 53 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 OWiG). Allerdings geht es im Ordnungswidrigkei-

9	 Elzermann, § 2 SächsPBG Rn. 2
10	 Zum Ganzen Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 1 Rn. 1 ff.
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tenrecht lediglich um die Verfolgung von Rechtsverstößen unterhalb der 
Kriminalität („Bagatelldelinquenz“); es sanktioniert die Verletzung öffent-
lich-rechtlicher Pflichten, ohne die Handlung als sozialschädlich i. S. des 
Strafrechts zu stigmatisieren. Man spricht daher bisweilen nicht ohne 
Grund von „Verwaltungsunrecht“.11 Die meisten Ordnungswidrigkeiten 
sind über eine Vielzahl von Gesetzen aus dem Bereich des Verwaltungs-
rechts verteilt, meist an deren Ende. Beispiele sind das Straßenverkehrs-
recht (§ 49 StVO i. V. mit § 24 StVG), das Waffenrecht (§ 53 WaffG) oder das 
Versammlungsrecht (§ 25 SächsVersG). Nur wenige Tatbestände sind im 
zentralen Ordnungswidrigkeitengesetz geregelt (§§ 111 ff. OWiG).

II.�	� Aufgaben und Zuständigkeiten der Polizei

Zur Vertiefung:

Cerny/Fickentscher, Die Rechtsprechung des BGH zu legendierten Kontrollen – 
eine „drohende Gefahr“ für den Rechtsstaat? In: NStZ 2019, S. 697–702; 
Einmahl/Wick-Rentrop, Sicherung privater Rechte durch die Polizei – Ein privat-
rechtlicher Überblick, in: PSP 3/2023, S. 3–10; 
Graulich, Gefahrenabwehrmaßnahmen der Polizei zum Schutz privater Rechte, in: 
GSZ 2023, S. 233–238; 
Holzner, Die drohende Gefahr. Neue Gefahrenkategorie oder verfassungswidrige 
Vorverlagerung von Eingriffsbefugnissen? In: DÖV 2018, S. 946–951; 
Kirchhoff, Die sachliche Zuständigkeit der Polizei für die Verhütung von Straftaten 
im Falle einer konkreten Gefahr, in: Die Polizei 2022, S. 140–143; 
Koch, Öffentliche Ordnung und Rechtsgüterschutz, in: Jura 2021, S. 1151–1160; 
Leisner-Egensperger, Polizeirecht im Umbruch: Die drohende Gefahr, in: DÖV 
2018, S. 677–688; 
Schenke, Polizeiliches Handeln bei Anscheinsgefahr und Gefahrverdacht, in: JuS 
2018, S. 505–516; 
Wehr, Die „drohende Gefahr“ im Polizeirecht, in: Jura 2019, S. 940–950.

Die Aufgaben der Polizei ergeben sich aus § 2 SächsPVDG. Danach ist die 
Polizei in jeweils verschiedenem Umfang zuständig für
–	 die Gefahrenabwehr (§ 2 Abs. 1 SächsPVDG),
–	 den Schutz privater Rechte (§ 2 Abs. 2 SächsPVDG),
–	 die Vollzugshilfe zugunsten anderer Behörden (§ 2 Abs. 4 SächsPVDG),

11	 Näher zum Ganzen Krenberger/Krumm, § 1 OWiG, Rn. 1 ff., sowie Huzel, Stichwort: Ord-
nungswidrigkeitenrecht, in: WdP, S. 1613 ff.
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– andere, der Polizei durch Rechtsvorschriften übertragene Aufgaben
(§ 2 Abs. 5 SächsPVDG).

1. �	�Die Zuständigkeit der Polizei für die Gefahrenabwehr

1.1�	� Polizei und Ordnungsbehörden (Polizeivollzugsdienst und
Polizeibehörden)

Gemäß § 2 Abs. 1 SächsPVDG hat die Polizei die Aufgabe, Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren. Gefahrenabwehr 
besteht im Wesentlichen aus drei Teilbereichen, nämlich:
– der klassischen Gefahrenabwehr, d. h. der Abwehr von Gefahren für die

öffentliche Sicherheit oder Ordnung (§ 2 Abs. 1 Satz 1 SächsPVDG);
– der vorbeugenden Bekämpfung und Verhinderung von zu erwartenden

Straftaten (§ 2 Abs. 1 Satz 3 SächsPVDG);12

– der Vorbereitung auf künftige Gefahrenabwehr – sogen. Gefahrenvor-
sorge – (§ 2 Abs. 1 Satz 4 SächsPVDG), womit vor allem die Vorhaltung
von Daten, die Bereitstellung von Geräten und die Planung von Einsät-
zen gemeint ist.13

Als weitere Aufgabe der Polizei im Rahmen der Gefahrenabwehr normiert 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 SächsPVDG den Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung sowie die Gewährleistung der ungehinderten Ausübung der
Grundrechte und staatsbürgerlichen Rechte. Diese Regelung ist ausschließ-
lich klarstellender Natur und dient der Hervorhebung dieser Rechtsgüter
als besonders schutzbedürftig.14 In der Praxis ist sie insbesondere in Hin-
blick auf den Gehalt der öffentlichen Sicherheit bedeutungslos.15

Zu beachten ist, dass die Polizei im Rahmen der Gefahrenabwehr grund-
sätzlich nur subsidiär, also nur dann zuständig ist, wenn die Abwehr der 
Gefahr durch eine originär zuständige Behörde nicht oder nicht rechtzei-
tig möglich erscheint.16 Das gilt sowohl im Verhältnis zu den Polizeibe-
hörden (§ 2 Abs. 3 SächsPVDG) als auch zu Stellen, die (wie bspw. Jugend-
ämter, Feuerwehr oder Rettungsdienst) weder zum Polizeivollzugsdienst 
i. S. des SächsPVDG noch zu den Polizeibehörden i. S. des SächsPBG ge-
hören (sogen. andere Stellen i. S. des § 3 Satz 1 SächsPVDG).17

12	 Zum Inhalt dieser Zuständigkeit sowie zur Abgrenzung gegenüber der Strafverfolgungs-
vorsorge Schwier, in: Schwier/Lohse, § 2 SächsPVDG Rn. 7 f., sowie allgemein hierzu 
Kingreen/Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, § 3 Rn. 4 ff.

13	 Schwier, in: Schwier/Lohse, § 2 SächsPVDG Rn. 9.
14	 Schwier, in: Schwier/Lohse, § 2 SächsPVDG Rn. 5 m. w. N. zur Kritik im Schrifttum.
15	 Bäcker, in: Bäcker/Denninger/Graulich, Handbuch des Polizeirechts, D, Rn. 62 f.
16	 Ausführlich hierzu Schwier, in: Schwier/Lohse, § 2 SächsPVDG Rn. 25 bzw. § 3 SächsPVDG 

Rn. 4 f.
17	 Zu ihnen im Einzelnen Schwier, in: Schwier/Lohse, § 3 SächsPVDG Rn. 2 f.
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Die Polizei hat also grundsätzlich lediglich das Recht des ersten Zugriffs 
aufgrund einer Eil- oder Eilfallkompetenz.18 Nur in wenigen Bereichen ist 
sie aufgrund gesetzlicher Zuweisung für die Gefahrenabwehr auch origi-
när zuständig. Es handelt sich insbesondere um19

– die Verhinderung und vorbeugende Bekämpfung zu erwartender Straf-
taten gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 i. V. mit Abs. 3 SächsPVDG;

– bestimmte Aufgaben aus dem Versammlungsrecht nach Maßgabe des
§ 2 Abs. 5 SächsPVDG i. V. mit § 29 Abs. 2 und Abs. 3 SächsVersG.

Schließlich wird die Polizei nicht subsidiär, sondern in eigener Zustän-
digkeit tätig, wenn eine konkurrierende Zuständigkeit zu einer anderen 
Behörde besteht wie z. B. gemäß § 50 Abs. 7 SächsWaldG.20

Wenn die Polizei subsidiär tätig wird, hat sie die jeweils originär zustän-
dige Stelle – Polizeibehörde bzw. andere Stelle – unverzüglich über ihren 
Zugriff zu unterrichten (§ 102 Satz 1 bzw. § 3 Satz 2 SächsPVDG).21

1.2�	� Die öffentliche Sicherheit oder Ordnung

Die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ist das polizeiliche Schutzgut; 
nur ihr können Gefahren drohen. Zur öffentlichen Sicherheit zählen (vgl. 
§ 4 Nr. 1 SächsPVDG):22

– die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung,
– die subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen,
– der Bestand und die Funktionsfähigkeit des Staates, seiner Einrichtun-

gen und Veranstaltungen.23

Als Inbegriff der öffentlichen Sicherheit ist regelmäßig zuerst die Unverletz-
lichkeit der Rechtsordnung zu prüfen. Denn fast alle Handlungen, die die 
Polizei zum Einschreiten berechtigen, beruhen auf einer Verletzung des gel-
tenden Rechts und damit auf einer Verletzung der Rechtsordnung. Rechts-
ordnung meint die Gesamtheit des oben erläuterten geltenden Rechts. Wann 
immer also gegen Rechtsnormen verstoßen wird oder dies droht, ist die öf-

18	 Vgl. allgemein hierzu Kingreen/Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, § 3 Rn. 11 ff.
19	 Näher hierzu Schwier, in: Schwier/Lohse, § 2 SächsPVDG Rn. 24. Zur Zuständigkeit im 

Bereich der Verkehrsüberwachung vgl. Teil A Ziff. II Nr. 3, Nr. 4 und Nr. 5 sowie Teil C 
und Teil D VwV Verkehrsüberwachung vom 21.05.2014 (SächsABl. S. 759), zuletzt ent-
halten in der VwV vom 24.11.2023 (SächsABl. SDr., S. 243).

20	 Schwier, in: Schwier/Lohse, § 3 SächsPVDG Rn. 2.
21	 Näher hierzu Schwier, in: Schwier/Lohse, § 3 SächsPVDG Rn. 7 bzw. § 102 SächsPVDG Rn. 2.
22	 Grundlegend hierzu Bäcker, in: Bäcker/Denninger/Graulich, Handbuch des Polizeirechts, 

D, Rn. 48 ff.
23	 Teilweise werden darüber hinaus noch bestimmte Kollektivrechtsgüter wie z. B. die 

Volksgesundheit, die Wehrfähigkeit oder die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser 
und Energie als Teil der öffentlichen Sicherheit angesehen; in diesem Sinne Borsdorff, 
Stichwort: Öffentliche Sicherheit, in: WdP, S. 1589.
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fentliche Sicherheit in Gestalt der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung ge-
stört bzw. gefährdet. Besonders augenfällig wird dies bei Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten.24 Legales Handeln kann demgegenüber die öffentli-
che Sicherheit nicht verletzen, denn rechtmäßiges Verhalten ist ja gerade 
zugelassen und gerechtfertigt.25 Zu beachten ist aber, dass die Polizei grund-
sätzlich nur für die Verletzung des öffentlichen Rechts zuständig ist, wäh-
rend ihr der Schutz des Privatrechts, das natürlich auch zur Rechtsordnung 
gehört, nur unter den Voraussetzungen von § 2 Abs. 2 SächsPVDG obliegt. 
Wird aber neben dem privaten Recht zugleich eine Norm des öffentlichen 
Rechts, z. B. ein Strafgesetz verletzt, entfällt diese Einschränkung.26

Beispiel 1

F bittet die beiden Polizeibeamten A und B aufgeregt, ihren soeben aus der ge-
meinsamen Wohnung ausziehenden Freund M daran zu hindern, den ihr ge-
hörenden Kühlschrank ohne ihr Einverständnis mitzunehmen. Neben der Ver-
letzung des Privatrechts kommt ein strafrechtlich relevantes Verhalten, also die 
Verletzung des öffentlichen Rechts, in Betracht. Die Beamten sind gemäß § 2 
Abs. 1 SächsPVDG zuständig.

Beispiel 2

L spricht die beiden Polizeibeamten C und D an und bittet sie, seine gerade aus-
ziehende Freundin V daran zu hindern, den Fernseher mitzunehmen. Der gehöre 
zwar ihr, aber sie habe ihm, dem L, erst gestern versprochen, den Fernseher für ein 
Jahr unentgeltlich zur Nutzung zu überlassen. Auch hier liegt eine Rechtsverlet-
zung vor, jedoch nicht des öffentlichen Rechts. Nach dem Vortrag von L möchte V 
nämlich offenbar einen Leihvertrag im Sinne des § 598 BGB nicht erfüllen. Des-
wegen ist die Polizei lediglich nach § 2 Abs. 2 SächsPVDG zuständig. Anders wäre 
es freilich, wenn insbesondere Hinweise auf strafbares Verhalten der V vorlägen.

Zu den subjektiven Rechten und Rechtsgütern des Einzelnen zählen ins-
besondere Leben, Gesundheit, Freiheit, Eigentum und Ehre.27 Meist wer-
den sie durch Rechtsverletzungen bedroht bzw. geschädigt. In einem sol-
chen Fall liegt dann aber eine Störung der öffentlichen Sicherheit in Ge-
stalt der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung vor, z. B. drohende Tötung 
(u. a. § 212 StGB), bevorstehender Diebstahl (§ 242 StGB), andauernde Kör-

24	 Zum Ganzen ausführlich Kingreen/Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, § 7 Rn. 7 ff.
25	 Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 87 f.
26	 Näher hierzu noch Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 57 f.
27	 Borsdorff, Stichwort: Öffentliche Sicherheit, in: WdP, S. 1589.
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perverletzung (u. a. § 223 StGB), unzulässiger Lärm (z. B. § 117 OWiG). Wa-
rum zählt man dann aber die subjektiven Rechte zur öffentlichen Sicher-
heit? Der Grund hierfür liegt darin, dass Individualrechtsgüter wie Leib, 
Leben oder Freiheit auch durch Ereignisse bedroht oder beschädigt wer-
den können, die nicht mit Rechtsverletzungen einhergehen, nämlich ins-
besondere durch Naturkatastrophen wie Stürme, Hochwasser oder Lawi-
nen. Ähnlich liegt es in Fällen von Selbstgefährdung oder Selbsttötung. 
Soweit sie von einem freien Willen getragen sind, können sie als Aus-
druck grundrechtlich geschützter Selbstbestimmung keine Gefahr oder 
Störung der öffentlichen Sicherheit darstellen. Anders liegt es nur, wenn 
es an der Freiverantwortlichkeit fehlt oder durch die Selbstgefährdung 
bzw. den Suizid Dritte in Mitleidenschaft gezogen werden (z. B. Suizid 
durch Aufdrehen des Gashahns im Mehrfamilienhaus).28

Die dritte Fallgruppe der öffentlichen Sicherheit schützt den Bestand und 
die Funktionsfähigkeit des Staates, seiner Einrichtungen und Veranstal-
tungen. Bestand des Staates meint die territoriale Unversehrtheit und 
politische Unabhängigkeit Deutschlands. Einrichtungen des Staates sind 
insbesondere seine Organe, Behörden, Körperschaften oder Einrichtun-
gen wie Schulen, Museen oder Schwimmbäder. Unter Veranstaltungen 
des Staates versteht man u. a. die staatliche Tätigkeit sowie Staatsempfän-
ge oder Gelöbnisse bzw. Vereidigungen.29 Wiederum ist in diesen Fällen 
vorrangig die Verletzung der Rechtsordnung zu prüfen. Das zeigt sich an-
schaulich an der Behinderung polizeilicher Einsätze, die die Polizei mit-
tels eines Platzverweises unterbinden kann (§ 18 SächsPVDG). Differen-
ziert zu betrachten ist im Vergleich dazu die Warnung vor polizeilichen 
Geschwindigkeitskontrollen.30 Zweifelhaft ist vor dem Hintergrund von 
Art. 5 und Art. 8 GG, ob öffentliche Kritik am Staat seine Einrichtungen 
oder Veranstaltungen verletzen könnte (z. B. Störung von öffentlichen Ge-
löbnissen).31 Soweit ein Verstoß gegen Rechtsnormen nicht festgestellt 
werden kann, ist es in allen diesen Fällen schwierig, eine Verletzung der 

28	 Im Einzelnen umstritten; teilweise wird demgegenüber ein Recht zum polizeilichen Ein-
schreiten in solchen Fällen aus der Hilfeleistungspflicht gemäß § 323c StGB hergeleitet; 
teilweise wird angenommen, dass dem Einzelnen kein Verfügungsrecht über sein Leben 
zustünde. Zum Schutzgewahrsam wegen drohenden Suizids gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 1 
SächsPVDG siehe Kapitel 13. Zum Ganzen Bäcker, in: Bäcker/Denninger/Graulich, Hand-
buch des Polizeirechts, D, Rn. 55 ff.; Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 85; Kingreen/
Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, § 7 Rn. 23 ff.; Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 
Rn. 59 f.

29	 Ausführlich Bäcker, in: Bäcker/Denninger/Graulich, Handbuch des Polizeirechts, D, 
Rn. 64 ff.; Kingreen/Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, § 7 Rn. 30 ff.

30	 Im Einzelnen hierzu Bäcker, in: Bäcker/Denninger/Graulich, Handbuch des Polizeirechts, 
D, Rn. 70.

31	 Näher Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 88.


